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und Pflege- und Betreuungsleistun-
gen in Anspruch nehmen, wobei der 
Bewohner den Leistungserbringer 
dieser Pflege- und Betreuungsleis-
tungen nicht frei auswählen kann.
Nicht selbstorganisierte Wohnge-
meinschaften (WG) stehen unter der 
Verantwortung eines Trägers und 
sind von diesem strukturell abhängig.
Für eine nicht selbstorganisierte 
WG besteht eine Anzeigepflicht ge-
genüber der zuständigen Behörde, 
um sicherzustellen, dass diese ihre 
gesetzliche Schutzfunktion auch ge-
genüber Bewohnerinnen und Bewoh-
nern dieser Wohnform ausüben kann.

Mitwirkungsrechte der Bewohne-
rInnen
Die Mitwirkungsrechte der Bewoh-
nerinnen und Bewohner stationärer 
Einrichtungen und sonstiger nicht 
selbstorganisierter Wohnformen er-
folgen durch Bewohnerbeiräte, unter 
bestimmten Voraussetzungen auch 
durch eine Bewohnerversammlung. 
Näheres regeln das WTG LSA und 
die Heimmitwirkungsverordnung.
Ziel dieser Verordnung ist es, die 
Selbständigkeit und Selbstbestim-
mung der Menschen im Heim zu ge-
währleisten und die Mitwirkung der 
Bewohner im Heim zu verbessern.
Die Mitwirkungsrechte erstrecken 
sich auf die Angelegenheiten des Be-
triebes einer stationären Einrichtung, 
insbesondere bei Fragen der Unter-
kunft, Pflege und Betreuung, Ver-
pflegung, Aufenthaltsbedingungen, 
Hausordnung und Freizeitgestaltung.

Der Bewohnerbeirat kann bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben und 
Rechte fach- und sachkundige Perso-
nen seines Vertrauens hinzuziehen.

Prüfung und Qualitätssicherung 
von stationären Einrichtungen 
und sonstigen nicht selbst- 
organisierten Wohnformen
Die stationären Einrichtungen wer-
den durch wiederkehrende oder 
anlassbezogene Prüfungen über-
wacht. Die Prüfungen erfolgen 
in der Regel unangemeldet. Bei 
sonstigen nicht selbstorganisierten 
Wohnformen ist durch die zustän-
dige Behörde spätestens drei Mo-
nate nach der Aufnahme der Leis-
tungserbringung eine Prüfung der 
Qualitätsanforderungen und eine 
Beratung zur Qualitätssicherung 
und -entwicklung vorzunehmen.
Hat eine Prüfung ergeben, dass die 
stationäre Einrichtung oder sonstige 
nicht selbstorganisierte Wohnform 
den Anforderungen nach diesem 
Gesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen oder weiter 
geltenden Verordnungen nicht ent-
spricht (Mängel), ist die zuständige 
Behörde verpflichtet, Maßnahmen 
zu ergreifen. Sollten im Einzelfall 
trotz der Beratung Mängel nicht ab-
gestellt werden, kann die Heimauf-
sicht Anordnungen erlassen und Be-
schäftigungsverbote aussprechen. 
Führen die Beratungen und ord-
nungsrechtlichen Maßnahmen nicht 
zum Erfolg, kann als letztes Mittel 
auch der Betrieb untersagt werden.

Heimaufsicht

Haben Sie Beschwerden, Hinweise oder bestehen 
Mängel, die trotz Rücksprache mit Vertretern einer 
stationären Einrichtung nicht behoben werden, so können 
Sie sich an die Heimaufsicht wenden.

Ihr gesetzlicher Schutz
als Bewohnerin und Bewohner einer 
stationären Einrichtung zur Pflege 
und Betreuung älterer, pflegebedürf-
tiger, behinderter oder von Behin-
derung bedrohter volljähriger Men-
schen oder einer sonstigen nicht 
selbstorganisierten Wohnform wird 
durch das Gesetz über Wohnformen 
und Teilhabe des Landes Sachsen-
Anhalt (Wohn- und Teilhabegesetz 
– WTG LSA) vom 17. Februar 2011 
geregelt. Haben Sie Beschwerden, 
Hinweise oder bestehen Mängel, 
die trotz Rücksprache mit Vertre-
tern einer stationären Einrichtung 
oder einer sonstigen nicht selbstor-
ganisierten Wohnform nicht beho-
ben werden, so können Sie sich an 
die für die Durchführung des WTG 
LSA zuständige Behörde (ehemals 
Heimaufsicht nach dem Heimge-
setz) im Landesverwaltungsamt 
mit Sitz in Halle (Saale) wenden.
Aufgabe der zuständigen Behör-
de ist es, darauf hinzuwirken, dass 
die Interessen und Bedürfnisse 
der alten, behinderten und pfle-
gebedürftigen Menschen erkannt, 
beachtet und geschützt werden. 
Die Behörde hat die angemessene 
Qualität der Betreuung und Pflege 
in der Einrichtung sicherzustellen.
Die zuständige Behörde hat Bera-
tungs- und Informationsaufgaben 
gegenüber den Bewohnerinnen 
und Bewohnern, den Einrichtungen 
bzw. deren Trägern und der Öf-
fentlichkeit. Das gilt gleichermaßen 

für die Gründung als auch für die 
Durchführung des Betriebes ei-
ner Einrichtung oder Wohnform.

Stationäre Einrichtungen und 
Wohn- und Betreuungsplätze 
In Sachsen-Anhalt gibt es rund 500 
stationäre Einrichtungen für pfle-
gebedürftige und alte Menschen, 
zu denen auch Kurzzeitpflege-
einrichtungen sowie 6 stationäre 
Hospize zählen. Außerdem stehen 
ca. 230 stationäre Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen 
zur Verfügung. Insgesamt gibt es 
damit im Land über 40.000 Plät-
ze, wobei mit über 30.600 Plätzen 
in der vollstationären Pflege der 
überwiegende Teil für pflegebe-
dürftige Menschen angeboten wird.
Das Angebot in der Alten- und Be-
hindertenhilfe wird in Sachsen-
Anhalt von einer Vielfalt kirchlicher, 
freigemeinnütziger, kommunaler 
und privater Träger vorgehalten. 

Sonstige nicht selbst- 
organisierte Wohnformen 
Das WTG LSA findet Anwendung 
auf Wohnformen, in denen ältere, 
pflegebedürftige oder volljährige 
Menschen mit Behinderungen im 
Rahmen eines Vertrages i.S.d.§ 1 
Wohn- und Betreuungsvertragsge-
setzes (WBVG) Wohnraum erhalten 

2011 2012 2013 2014

Anzahl der Heime gesamt 692 709 715 723

Altenheime, Altenwohnheime 2 2 2 2

Altenpflegeheime 432 447 460 470

Kurzzeitpflegeheime 26 25 21 17

Hospize 5 5 6 6

Heime für Menschen mit 
Behinderungen

223 226 226 228

Übergangswohnheime 4 4 - -

Sonstige nicht selbstorgani-
sierte Wohnformen

17 46 62 61

Durchgef. Überwachungen in 
Einrichtungen

907 867 758 784

Durchgef. Beratungen 1.233 1.125 1.090 980

Getroffene Anordnungen 1 9 6 10

Untersagung des Heimbe-
triebes

0 0 0 1

Übersicht der Einrichtungsarten und Anzahl


